
Delblat~ zuz Parlament8korr~s~ondens 17. Juni 1953 

. 44/J Anfra.ge 

der Abg.Ma.rianne P 0 1 1 a k, A P P e 1, K '1' s e 1 a und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend Sohiebungen mit ungarischem Eigent~ 

-,-.-
Durch Press&n1eld",na-en wu:r:de die 8sterreiohisehe Öffentliohkeit 

darauf ~.fmerksam gemaoht, dass ungarisohe Staatsbürger, die Eigentümer 

von in österreioh gelegenen L~egensohaften sind, durch die ungarisohe 

Re~ierung verhalten werden, österreiohisohen Anwälten - selbstverständlioh 

KommunisteL·-Vollmaohten auszustellen, mittels deren Hilfe sie die Auf_ 

hebung der öffentliohen Verwaltung begehren. Die öffentliohe Verwaltung 

wurde eingerichtet, um für kommende Verhandlungen mit Ungarn über das 

Sohioksal des in Ungarn befindliohen Eigentums von öste.rreiohisohen 

Staatsbürgern deren berechtigte Ansprüche entsprechend vertreten zu können. 

Die bevollmächtigten Anwälte verlangen nun die Aufhebung der 

öffentliohen Verwaltung und dringen damit auoh beim Verwal tungsgeriohtshof . 

aus formellen Gründen duroh. Es erweist sioh daher als notwendig, das 

Verwaltergesetz so abzuändern, dass diese Praktiken in Zukunft unmöglioh 

gemacht werden. 

Die gefertigten Abgeordneten rioh,ten daher an den Herrn Bundes­

minister für Finanzen die naohstehende 

Ä.n f r So g e t 

Ist der Herr Bundesminister für Finanzen bereit, dem Rohen HaUB 

ehestens eine Novelle zum Verwaltergesetz vorzulegen, welche dem Sohutz 

der Ansprüche österreiohis~he~ Staatsbürger auf eateignete Vermögenschaften 

gegenüber anderen Staaten Reohnung trägt ? 
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